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Einleitung 

Erst in unserem Jahrhundert ist der Nachbarschutz im Baurecht als eine 
öffentlich-rechtliche  Problematik anerkannt worden, nachdem die Rechtswis-
senschaft1 zunächst den öffentlich-rechtlichen  Charakter gänzlich abgelehnt 
und eine Konfliktschlichtung allein im Zivilrecht versucht hatte.2 Entschei-
dend für Anerkennung und Entwicklung des öffentlichen Nachbarschutzes 
und mit diesem untrennbar verbunden ist die Frage nach Existenz und Be-
deutung des subjektiven öffentlichen Rechts. Die Grundlagen des Nachbar-
schutzes sind im öffentlichen Baurecht entwickelt worden, das als eine Platt-
form für die rechtswissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem subjektiven 
öffentlichen Recht in Literatur und Rechtsprechung gelten kann. Entscheiden-
de Impulse für die Weiterentwicklung der subjektiven öffentlichen Rechte ent-
stammen dabei der Rechtsprechung.3 Beim Nachbarschutz im öffentlichen 
Baurecht steht die planungsrechtliche Zulässigkeit einer Anlage im Vorder-
grund, nach der sich Art und Umfang der von den Nachbarn zu duldenden 
Anlagen richten. Von besonderer Bedeutung ist dabei die Art der baulichen 
Nutzung, die ausschlaggebend ist für die Art der Auswirkungen einer Anlage 
in ihrer Umgebung. Die zulässige Art der baulichen Nutzung legt fest, ob auf 
einem Grundstück ζ. B. eine Schule, ein Wohnhaus oder aber ein Gewerbebe-
trieb errichtet werden darf. Konkrete planungsrechtliche Regelungen über die 
Art der baulichen Nutzung hat der Gesetzgeber in den §§ 1-15 der BauNVO 
vorgenommen. 

1 So die damalige Rspr. des preußischen OVG, vgl. PrOVG 2, 351 (354 f,); 14, 
378 f f ;  38, 359, 376; 61, 175; 70, 377; 78, 357; übereinstimmend dazu auch die 
Rspr. der süddeutschen Verwaltungsgerichtshöfe;  Übersicht zur Problematik bei 
Breuer,  Baurechtlicher Nachbarschutz, DVB1 1983, 431 ff. 

2 Vgl. zur geschichtlichen Entwicklung: Seilmann  DVB1 1963, 273 ff.;  Laubin-
ger,  Der Verwaltungsakt mit Doppelwirkung, 1967, S. 43 ff.,  91 ff. 

3 Vgl. Bühler,  Die subjektiven öffentlichen  Rechte, S. 519, der feststellt: „In 
der ganzen Frage der subjektiven öffentlichen  Rechte hat bis jetzt die Theorie 
viel mehr von der Praxis als diese von ihr zu lernen gehabt."; vgl. auch ders.,  GS 
Jellinek, S. 269 (271). 

2 Petersen 
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Das BVerwG hat im Urteil vom 16.09.1993 erstmals umfassender zum 
Nachbarschutz in den Vorschriften der §§ 1-15 BauNVO Stellung genom-
men.4 In der Entscheidung ging es um die Frage, ob und inwieweit sich ein 
Nachbar gegen die Zulassung von fünf  Garagen in einem reinen Wohngebiet 
wehren konnte. Maßgeblich für die Zulässigkeit der Garagen war § 12 Abs. 2 
BauNVO. Nach dieser Vorschrift  sind u. a. in reinen Wohngebieten Stellplät-
ze und Garagen nur für den durch die zugelassene Nutzung verursachten Be-
darf zulässig. Das BVerwG hat der Regelung einen allgemeinen Drittschutz-
charakter zuerkannt, da sie Bestandteil der nachbarschützenden Gebietsfest-
setzungen nach der BauNVO sei. Die besondere Bedeutung des Urteils liegt in 
der Begründung des Nachbarschutzes und der Bestimmung seines Umfangs. 
Nach Auffassung des Gerichts soll der drittschützende Charakter der Gebiets-
festsetzungen bereits bundesrechtlich in den Vorschriften der BauNVO veran-
kert sein.5 Nach der bisher geltenden Auffassung bildeten die §§ 2 ff  BauNVO 
keine ausreichende Grundlage für den Nachbarschutz; erst der Ortsgesetzgeber 
konnte durch die konkrete Festsetzung im Bebauungsplan den Drittschutzcha-
rakter begründen.6 In der Urteilsbegründung hat das BVerwG zugleich den 
Umfang des durch die Gebietsvorschriften vermittelten subjektiven Rechts da-
hingehend erweitert, daß es für die subjektive Rechtsverletzung nicht mehr auf 
eine tatsächliche Beeinträchtigung des Einzelnen durch das festsetzungswidri-
ge Vorhaben ankomme.7 Der klagende Nachbar sollte den Bau der Garagen 
verhindern können, soweit deren Errichtung objektiv rechtswidrig wäre. Auch 
die Frage der Erforderlichkeit  einer tatsächlichen Betroffenheit  des Nachbarn 
für den Drittschutz ist bislang ein umstrittenes Problem.8 

Allein die bundesrechtliche Begründung des Drittschutzes durch die Ge-
bietsvorschriften und seine Erweiterung auf die Abwehr jeglicher der Vor-
schrift widersprechender Anlagen geben Grund genug, den Nachbarschutz 
durch die Vorschriften der Art der baulichen Nutzung systematisch zu unter-
suchen. Das BVerwG hat in dem Urteil aber noch weitergehend eine Ände-
rung des Nachbarschutzes durch die §§2 ff.  BauNVO dahin angedeutet, daß 

4 BVerwG, BVerwGE 94, 151 ff.=DVBl  1994, 284 ff. 
5 BVerwG, BVerwGE 94, 151 (157)=DVB1 1994, 284 (286). 
6 Vgl. BVerwG, NVwZ 1985, 748; DVB1 1986, 187. 
7 BVerwG, BVerwGE 94, 151 (161)=DVB1 1994, 284 (287). 
8 Siehe hierzu nur die in letzter Zeit erschienenen Stellungnahmen: Stollmann, 

SächsVBl 1995, 155 ff.;  Mampel,  BauR 1993, 44 ff.;  Ladeur,  UPR 1992, 81 ff.; 
Wahl,  in: Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, Vorb. § 42 Abs. 2 Rn. 
107 ff. 
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die Gebietsvorschriften der BauNVO auch in § 34 Abs. 2 BauGB für den un-
beplanten Innenbereich einen identischen Nachbarschutz wie bei einer Fest-
setzung im Bebauungsplan vermitteln sollen. Die überwiegende Auffassung 
ging dagegen bisher davon aus, daß den Gebietsvorschriften über § 34 Abs. 2 
BauGB keine drittschützende Wirkung beizumessen sei.9 

Aufgrund der Entscheidung des BVerwG besteht damit hinreichender An-
laß, den Drittschutz durch die Vorschriften über die Art der baulichen Nut-
zung in den §§ 1-15 BauNVO näher zu erforschen.  Da die Voraussetzungen 
des subjektiven öffentlichen Rechts den Ausgangspunkt der Untersuchung bil-
den (müssen), beschäftigt sich die vorliegende Arbeit zunächst in einem ersten 
Teil allgemein mit der Dogmatik des Nachbarschutzes im Baurecht. Mit den 
daraus gewonnenen Grundlagen sollen in einem zweiten Teil Aufbau und 
Struktur öffentlicher  Nachbarrechte innerhalb der §§1-15 BauNVO unter-
sucht werden. 

9 Vgl. Schmidt-Preuß,  Anm. zu BVerwG, U. v. 16.09.1993, DVB1 1994, 288 
(290) mit umfangreichen Beispielen aus Rechtsprechung und Literatur. 


